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Gesetzlicher Mindestlohn - Keine Erfüllung durch Firmenwagen 
Ein Arbeitgeber muss zusätzlich zu den wegen Überlassung eines Firmenwagens be-
reits entrichteten Sozialversicherungsbeiträgen auch Beiträge auf den gesetzlichen 
Mindestlohn zahlen. Durch die Überlassung eines Firmenwagens wird der Mindest-
lohnanspruch nicht erfüllt. Mit seiner vom Gesetz angeordneten Entstehung werden 
hierauf Sozialversicherungsbeiträge fällig. Diese sind nicht durch die wegen der Über-
lassung des Firmenwagens bereits gezahlten Beiträge abgegolten. Das hat das BSG 
in zwei Verfahren festgestellt. 
 
In beiden Fällen stellten die Arbeitgeber ihren teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmern als 
einzige Vergütung jeweils einen Firmenwagen zur Verfügung. Hierauf führten sie So-
zialversicherungsbeiträge ab. Nach Betriebsprüfungen forderte die beklagte Deutsche 
Rentenversicherung Bund Beiträge nach, weil der gesetzliche Mindestlohnanspruch 
durch die Überlassung eines Firmenwagens (noch) nicht erfüllt sei. 
 
Das Bundessozialgericht bestätigte diese Rechtsauffassung. Ihr steht nicht entgegen, 
dass bereits Sozialversicherungsbeiträge entrichtet wurden. Ein die vereinbarte Ver-
gütung übersteigender Zufluss durch die Überlassung des Firmenwagens sei gegebe-
nenfalls zwischen den Arbeitsvertragsparteien rückabzuwickeln, führe aber nicht zu 
einer Rechtswidrigkeit der Beitragsforderung. 
 
BSG, Urteil vom 13. November 2025, B 12 BA 8/24 R; B 12 BA 6/23 R 
 
Quelle: PM des BSG vom 14. November 2025 
 
 

Kündigung wegen Krankheit = Verstoß gegen Maßregelungsverbot?  
Eine Kündigung aus Anlass einer Krankmeldung kann eine unzulässige Maßregelung 
darstellen, wenn damit das zulässige Fernbleiben von der Arbeit sanktioniert werden 
soll. 
 
Der Kläger war als Berufskraftfahrer bei der Beklagten angestellt. Während eines Ein-
satzes erlitt er einen Arbeitsunfall. Die Beklagte kündigte dem Kläger während der Pro-
bezeit. Zu diesem Zeitpunkt war der Kläger noch krankgeschrieben.  
 
Das LAG Hessen hat entschieden, dass die Kündigung wirksam ist. Die Beklagte hat 
nicht gegen das Maßregelungsverbot nach § 612a BGB verstoßen.  
 
Ein Verstoß gegen das Maßregelungsverbot des § 612a BGB liegt vor, wenn die zu-
lässige Rechtsausübung des Arbeitnehmers der tragende Beweggrund, d.h. das we-
sentliche Motiv für eine benachteiligende Maßnahme (hier: Kündigung) ist. Ein solches 
Motiv konnte der Kläger jedoch nicht nachweisen.  
 
Eine Kündigung aus Anlass einer Krankmeldung ist nur dann eine unzulässige Maß-
regelung, wenn gerade das zulässige Fernbleiben von der Arbeit sanktioniert werden 
soll. Will der Arbeitgeber dagegen für die Zukunft erwarteten Folgen weiterer Arbeits-
unfähigkeit, insbesondere (neuerlichen) Betriebsablaufstörungen, vorbeugen, fehlt es 
an einem unlauteren Motiv für die Kündigung. 
 
  

https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2025/2025_23.html
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Im vorliegenden Fall gab die Beklagte an, dass der Kläger nicht über die notwendigen 
Sprachkenntnisse und Fahrerfahrungen verfügt. Der Ausspruch der Kündigung zwei 
Tage nach Vorlage der Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung stellt somit lediglich eine 
zeitliche Koinzidenz dar, die Beklagte kündigte aber nicht in der Hauptsache, um sich 
ihrer Verpflichtung zur Entgeltfortzahlung zu entziehen.  
 
LAG Hessen, Urteil vom 28. März 2025, 10 SLa 916/24 
 
 

Kein Schmerzensgeld wegen Mobbing 
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, auf das Wohl und die berechtigten Interessen des Ar-
beitnehmers Rücksicht zu nehmen, ihn vor Gesundheitsgefahren, auch psychischer 
Art, zu schützen und ihn keinem Verhalten auszusetzen, das bezweckt oder bewirkt, 
dass seine Würde verletzt oder ein von Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedri-
gungen, Entwürdigungen oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen 
wird. Ob die Rücksichtnahmepflicht verletzt ist, richtet sich danach, wie das Verhalten 
des Arbeitgebers, von Vorgesetzten oder von Kollegen bei objektiver Betrachtung zu 
bewerten ist, nicht aber danach, wie der betroffene Arbeitnehmer dies subjektiv emp-
findet. 
 
Eine Arbeitnehmerin hat gegen ihren Arbeitgeber einen Schadensersatzanspruch we-
gen Mobbings geltend gemacht. Nach einer längeren krankheitsbedingten Abwesen-
heit kam es immer wieder zu Auseinandersetzungen und Meinungsverschiedenheiten 
zwischen der Klägerin und ihren Kollegen. Nach Angabe der Klägerin litt sie deshalb 
unter Hautauschlägen und Schlafstörungen. Sie fordert Schmerzensgeld in Höhe von 
30.000 € vom Arbeitgeber, da dieser seiner Fürsorgepflicht nicht nachgekommen ist.  
 
Das LAG wies die Klage zurück. Zwar kann der Arbeitgeber grundsätzlich für das Ver-
halten seiner Mitarbeiter haften, sofern er seine Pflicht zur Rücksichtnahme verletzt. 
Nicht jede Auseinandersetzung oder Meinungsverschiedenheit stellt jedoch eine 
rechtswidrige und vorwerfbare Verletzung der Rechtsgüter des Arbeitnehmers dar. Im 
Arbeitsleben übliche Konfliktsituationen, auch wenn sie sich über einen längeren Zeit-
raum erstrecken, sind regelmäßig nicht geeignet, einen Verstoß gegen die Rücksicht-
nahmepflicht zu begründen. Bei der Zusammenarbeit im Rahmen von Arbeitsverhält-
nissen kommt es typischerweise zu Konflikten und Meinungsverschiedenheiten, ohne 
dass die dabei zutage tretenden Verhaltensweisen des Arbeitgebers oder der Vorge-
setzten bzw. von Kollegen des Arbeitnehmers zwangsläufig zu einer widerrechtlichen 
Beeinträchtigung der Rechtsgüter des Arbeitnehmers führen oder einen Verstoß ge-
gen die arbeitsvertragliche Rücksichtnahmepflicht bedeuten. Die Grenze zum nicht 
rechts- bzw. sozialadäquaten Verhalten ist allerdings dann überschritten, wenn Ver-
haltensweisen bezwecken oder bewirken, dass die Würde des Arbeitnehmers verletzt 
und ein durch Einschüchterungen, Anfeindungen, Erniedrigungen, Entwürdigungen 
oder Beleidigungen gekennzeichnetes Umfeld geschaffen wird. Bei den von der Klä-
gerin vorgebrachten Sachverhalten handelt es sich nach Ansicht des Gerichts um ty-
pische anlassbezogene Arbeitsplatzkonflikte, die aus Missverständnissen oder Mei-
nungsverschiedenheiten über die zu leistenden Arbeiten herrühren. Ein systemati-
sches Vorgehen von Vorgesetzten und Kollegen, das darauf abzielt oder bewirkt, die 
Klägerin psychisch zu beeinträchtigen, sie zu erniedrigen oder herabzuwürdigen, 
konnte vom Gericht nicht festgestellt werden. 
 
LAG Mecklenburg-Vorpommern, Urteil vom 24. Juni 2025, 5 SLa 20/25 
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Bundessozialgericht urteilt zur Übergangsregelung für Dozenten  
Das Bundessozialgericht (BSG) hat klargestellt, dass die Übergangsregelung für 
Lehrtätigkeiten nach § 127 SGB IV auch in laufenden Prozessen Anwendung findet. 
 
Die Deutsche Rentenversicherung hatte bisher den Standpunkt vertreten, dass der 
zeitliche Geltungsrahmen des § 127 SGB VI begrenzt und insbesondere auf noch nicht 
bestandskräftige Verfahren nicht anwendbar sei. Das Bundessozialgericht hat dieser 
Auffassung - zugunsten der Bildungsträger – widersprochen 
 
BSG, Urteil vom 13. November 25, B 12 BA 2/23 R 
 
 

O du fröhliche! 
 
Liebe Newsletter-AbonnentInnen, 
 
wir wünschen Ihnen und Ihren Familien frohe, gesunde und besinnliche Weihnachts-
feiertage, einen guten Start in ein hoffentlich erfolgreiches und vor allem gesundes 
neues Jahr 2026.  
 
Ihre IHK Saarland 
  



5/5 

Verantwortlich und Redaktion: 
 
Ass. iur. Heike Cloß, Tel.: (0681) 9520-600, Fax: (0681) 9520-690 
E-Mail: heike.closs@saarland.ihk.de  
IHK Saarland, Franz-Josef-Röder-Str. 9, 66119 Saarbrücken 
 
 

 
Ihre Ansprechpartnerinnen: 
 

 

Ass. iur. Heike Cloß 
Tel.: (0681) 9520-600 
Fax: (0681) 9520-690 
E-Mail: heike.closs@saarland.ihk.de 

Ass. iur. Kim Pleines 
Tel.: (0681) 9520-640 
Fax: (0681) 9520-690 
E-Mail: kim.pleines@saarland.ihk.de 
 

 
 
Die in dem Newsletter Arbeitsrecht enthaltenen Angaben sind mit größtmöglicher 
Sorgfalt erstellt worden. Dennoch kann für Vollständigkeit, Richtigkeit sowie für zwi-
schenzeitliche Änderungen keine Gewähr übernommen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Impressum: 
IHK Saarland, vertreten durch Präsident Dr. jur. Hanno Dornseifer und Hauptge-
schäftsführer Dr. Frank Thomé, Franz-Josef-Röder-Str. 9, 66119 Saarbrücken, E-Mail 
info@saarland.ihk.de, Tel. + 49 (0) 6 81/95 20-0, Fax + 49 (0) 6 81/95 20-8 88, USt-
IdNr.: DE 138117020 

mailto:heike.closs@saarland.ihk.de
mailto:heike.closs@saarland.ihk.de
mailto:kim.pleines@saarland.ihk.de
mailto:info@saarland.ihk.de

